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Die Kämpfe in Oberſchleſien
Die Truppen auf Kattowitz zurückgenommen. Die Polen zum

00 Teil zurückgedrängt.äbh Die Regierung mußte nach den Erfahrungen aus dem

dezember 1918, da durch die glänzenden Jnformationen des
Serrn v. Gerlach Poſen und ein Teil von Weſtpreußen verloren

en gegangen iſt, den Ereigniſſen in Oberſchleſien anders gegenüber
hen. Ohne Zweifel bereitet ſich in Oberſchleſien derſelbe

mien. Kampf vor, dem damals das Deutſchtum in den Oſtmarken er
legen iſt, weil die Regierung in geradezu unverantwortlicher
Felaſſenheit keinen Finger zzr Rettung der Provinzen rührte.
Im Falle Oberſchleſien iſt es gerade ſo. Während ein Teil der
üdöſtlichſten Spitze der Provinz bereits in feſten Händen der
jfrührer (Polenl) iſt, gibt in Weimar der Reichskanzler be

daß alle Nachrichten weſentlich übertrieben ſind. Wir
hlauben die Lage nach allen eingegangenen Meldungen weit
ernſter beurteilen zu können und wollen ungeſchminkt aus
hrechen, daß, wenn die Regierung jetzt nicht die Wahrheit ſogt
und damit das ganze deutſche Volk an der Rettung der ober-
ſchleſiſchen Ecke intereſſiert und wenn weiter die Regierung nicht
feſt zupackt, auch Oberſchleſien den Polen in die Hand geſpielt
wird. Die Schuld des Herrn v. Gerlach iſt noch in zu friſcher

innerung als daß es dieſes Mal dem Kanzler gelingen ſollte,
durch ſchöne Redensarten den Preußengeiſt eines Friedrich des
Großen im deutſchen Volke zu erſtichen. Oberſchleſien kann et
nur eines retten, eine befreiende Tat.

Kattowigz, 19. Auguſt.
Die Preſſeſtelle des Staatskommiſſariats

meldet: Die Lage im oberſchleſiſchen Gebiet iſt nach wie vor
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ernſt. Unſere Truppen ſind bemüht, des Aufſtandes Herr zu
werden. Es iſt aber dringend notwendig, daß fort

200 teſetzt Truppenverſtärkungen in das Aufftands-h kkeebiet geſandt werden, ſchon um die Grenzen ordnungsgemäß
zu beſetzen und eine Verbindung zwiſchen den Jnſurgenten und

äulein den Polen unterbinden zu können. Die Lage im Katto-
witzer Bezirk iſt leider ſo, daß zwar Myslowitz und Katto

r witz feſt in den Händen unſeres Militärs ſind, daß aber die
v übrigen Teile dieſes Bezirks zum größten Teil als
rru Relxe von den Jnſurgenten beſetzt anzuſehen ſind.
hlin Hele
St an.

Etwas günſtiger iſt die Lage im Beuthener Bezirk.
Aber auch hier iſt ſie er n ſt. Jn Berichten aus dem Kattowitzer
Bezirk heißt es: Jm Laufe des geſtrigen Tages fanden
dauernd Kämpfe in den Dörfern RosdzinSchoppinitz,
Janau, Gieſchewald mit bewaffneten Banden, die mit Maſchinen
gewehren und reichlich Munition verſehen waren, ſtatt. Leidere cke lang es den Banden, einzelne unſerer Feldwachen aufzuheben.
Gegen Abend mußten angeſichts dieſer Lage die Truppen
auf Kattowitz
verden.

GSegenwärtig iſt im Abſchnitt Kattowitz die Lage derart,
ſaß Kattowitz als feſt in den Händen unſerer Truppen gelten
ann, daß aber die übrigen größeren Teile des Abſchnitts als in
der Gewalt der Jnſfurgenten zu betrachten ſind. Herangezogene
Kruppenverſtärkungen mußten die Aufgabe, die ver-

el u f feren gegangenen Teile dieſes Bezirks wieder zu erobern und
um eine feſte Grenzlinie zu ſchaffen, ausführen.

Se Aus dem Veuthener Bezirk wird gemeldet: Gegen Abend
1919 wurden ſtarke Anfammlun gen in der Gegend von Piekar,
S ſulahütten, Hohenlinde, Schomberg und beſonders Kuynert

ühle gemeldet. Die Truppen des Abſchnittes Beuthen nahmen
en ber Säuberung in der Gegend Karf Friedenshütte, Schleſien
Srube, Piasniki, Königshütte teil. Für Beuthen wurde für alle

lle eine größere Truppenmenge bereitgeſtellt. Die Nacht ver
e verhältnismäßig ruhig. Gegen Morgen wurden Teile des

etachements Hoellmann und des Regiments 63 bei Karf,
r Piasniki und in Gegend von Schomberg, Orzegow,

dullahütte, Morgenrot angeſetzt, um die dort verſammel-
Jnſurgenten zu vertreiben und die Gegend zu fäubern,

Abſchließende Nachrichten über den Erfolg dieſer Unternehmung
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vg hen noch aus. Jm Veuthener Bezirk fühlt ſich das
ilitär als Herr der Lage. Ein Bataillon Verſtärkung
eingetroffen.

Beuthen, 19. Auguſt.
Beitere militäriſche Verſtärkungen ſind geſtern

Oberſchleſien abgerolli. Ein Detachement rücke geſtern in
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Mittwoch, 20. Auguſt
Schomberg ein und ſäuberte den Ort, wobei etwa 18 Perſo
nen feſtgenommen und Hausſuchungen nach Waffen
vorgenommen wurden. Jetzt herrſcht dort Ruhe. Die An
rührer haben ſich nach Bobrek zurückgezogen. Karf wurde
im Laufe des Tages geſäubert und von den Truppen nach Kampf
beſetzt. Auch hier wurden Hausſuchungen nach Waffen vorgenom

Gegen Kamin bei Beuthen ſind militäriſche Unter
nehmungen im Gange, da dieſer Ort noch zu ſäubern iſt. Die
Schleſiengrube wurde geſtern von den Truppen beſetzt. Gegen
Lipine, das teilweiſe noch aufrühreriſch geſinnt iſt, ſind mili
täriſche Unternehmungen eingeleitet. Der Gotthardſchacht, der
in der Hand der Aufrührer war, wurde geſtern genommen. Die
Ruhe iſt wiederhergeſtellt. Weitere Unternehmungen ſind im
Gange gegen Orcegow, Godullahütte, einen Teil von
Lipine, ſowie in Richtung Morgenroth. Die Verluſte
auf militäriſcher Seite betragen ſieben Tote und ſieb
zehn Verletzte, die des Gegners ſind beträchtlich höher.
Fortgeſetzt werden Transporte von Gefangenen aus der Beuthe
ner Umgebung eingeliefert, von denen nachweislich feſtſteht, daß
ſie ſich am Aufruhr beteiligt haben.

Ueber die Lage wird gemeldet, daß der Herd des Ausſtandes
auf Schoppinitz, Janow und Nikiseſchacht beſchränkt
iſt. Kattowitz mit ſeinen Vororten iſt ganz ruhig. Auch
Myslowitz, wohin ſich die kleinen Grenzpoſtierungen zurück
gezogen hatten, war den Tag über nach der Schießerei der ver
gangenen Nacht im allgemeinen ruhig und feſt in der Hand
der Reichswehrtruppen. Den Aufrührern gelang es,
vereinzelte kleine Trupps, die in Ortſchaften eingeſchloſſen
waren, nach [ſangerem andauernden Feuergefecht und infolge
Mangels an Munition zu entwaffnen und gefangen zu nehmen.
Auch wurden während der Nacht Poſtierungen menchlings er
mordet. So der Führer der eingeſetzten Pionierkompagnie,
der auf dem Wege nach Jmielin einem Hinterhalt zum Opfer
fiel. Die Erbitterung der Truppen, die ihre ober-
ſchleſiſche Heimat verteidigen, kennt dem hinterliſtigen Feinde
gegenüber keine Grenzen. Die eingeſetzten Teile führten ſtellen-
weiſe ein ſtundenlanges Feuergefecht mit großer Heftigkeit.
Leider werden auf unſerer Seite Offiziere und Mannſchaften
vermißt, doch dürften die Gegner erheblich höhere Verluſte er-
litten haben. Mit Hilfe der eingetroffenen Verſtärkungen kann
mit Sicherheit darauf gerechnet werden, daß die Lage im Laufe
des heutigen Tages wieder hergeſtellt ſein wird.

c

Der Reichskanzler über den Polenputſch
(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)

Weimar, 19. Auguſt.
Am Schluſſe der heutigen Vormittagsſitzung der National-

verſammlung gab Reichskanzler Bauer folgende Er
klärung ab:

Während in Berlin zwiſchen Preußen und Polen über
friedlich-ſchiedliche Nachbarſchaft verhandelt wird, haben in Ober
ſchleſien Agitatoren einen gewaltſamen bewaffneten
Aufſtand herbeizuführen verſucht. Es ſind die verſchiedenſten
beunruhigendſten Nachrichten über den Stand der Dinge in
Oberſchleſien verbreitet. Zu meiner Freude kann ich mitteilen,
daß dieſe Nachrichten weſentlich übertrieben ſind,
und daß es weſentlich beſſer ſteht, als man nach dieſen alar-
mierenden Nachrichten annehmen ſollte. Es iſt um 12 Uhr mit-
tags die Mitteilung eingegangen, daß das Gene-
ralkommando Herr der Lage iſt. Wo polniſche Be
waffnete eingedrungen ſind, ſind ſie zurückgetrieben oder feſtge-
nommen worden. Nur im Gebiet öſtlich der Linie Beuthen--
Tarno witz halten ſich noch polniſche Bewaffnete auf, die noch
nicht gefaßt worden ſind. Reguläre polniſche Truppen ſind auf
deutſchem Boden nicht angetroffen worden. Nach Meldung des
Generalkommandos trifft auch die Meldung von der Beſetzung
von Myslowitz nicht zu. Die Befürchtungen, die gehegt
wurden, ſind alſo nicht berechtigt. Wir ſind militäriſch
ſtark genug, um dieſer Putſche Herr zu werden. Es gibt
eben nationalpolniſche Kreiſe in Oberſchleſien, die fürchten, daß
die Volksabſtimmung zu ihren Ungunſten ausfällt, und die des-
halb unter allen Umſtänden jetzt ſchon feſtſtehende Tat-
ſachen ſchaffen wollen. Unſere Aufgabe wird ſein, ſolche
Beſtrebungen zu verhindern und dafür zu ſorgen, daß dem Frie-
densvertrag gemäß eine wirklich unge hinderte und un
parteiiſche Entſcheidung ſeitens Oberſchleſiens er
folgen kann. Die Regierung betrachtet es als ihre vornehmſte
Pflicht, die Oberſchleſier vor ſolchen nationalpolniſchen An
griffen zu ſchützen, und es gereicht uns zur Freude, feſtſtellen zu
können, daß die polniſche Regierung dieſen Dingen
fernſteht, und daß pol niſche Truppen ſich nicht be-
teiligt haben. Jch glaube, daß dieſe Mitteilungen weſentlich
dazu beitragen werden, beruhigend auch in Ober
ſchleſien zu wirken.

Vor einem ſchleſiſchen Eiſenbahnerſtreik
Von unſerem h. -Sonderberichterſtatter.)

Breslau, 19. Auguſt.
Die Verhandlungen zwiſchen den Behörden und dem Eiſen

bahnerverband werden fortgeſetzt. Jn einer Anſprache erklärte
der Vorſitzende des Verbandes, Fuhrmeiſter, er würde für
Aufrechterhaltung der Ruhe unter den Eiſenbahnern garan-
tieren, wenn von den Behörden bis Sonnabend, den 23., folgende
zwei Forderungen erfüllt würden:

1. Die Bewilligung einer Entſchädigung oder
zulage von 500 Mark.

Verſetzung Breslaus in die erſte Wirtſchaftsklaſſe.
Sollten dieſe Forderungen npterac Juot bleiben, ſo würde

am nächſten Sonnabend eine große Eiſenbahner-
verſammlung ſtattfinden und danach der Streik pro
klamiert werden. Die Verſetzung Breslaus in die erſte Wirt
ſchaftsklaſſe würde für die Eiſenbahner einen Mehrftundenlohn
von 40 Pfg. bedeuten.
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Reichsfinanzminiſter

Ausgleich

Fernruf Amt Kurfürſt Vr. 6290

Der neue Milliarden-- Kredit
Weimar, 19. Auguſt.

Der Entwurf eines Geſetzes über einen Anleihekredit für das
Rechnungsjahr 1919 in Höhe von neun Milliarden Mark wurde
im Hauptausſchuß angenommen mit einem Zuſatz, der den Reichs
finanzminiſter ermächtigt, eine Prämienanleihe auszugeben, dee
mit ſteuerlichen Vorteilen ausgeſtattet ſein kann.

Eberts Vereidigung am Donnerstag
Weimar, 19. Auguſt.

Nach einem Beſchluß des Aelteſtenausſchuſſes der National-

r wird des Reichspräſi-enten ert am Donnerstag, 21. Auguſt, nachmitta6 Uhr, ſtattfinden. t g. nohmtteogs

Dr. Helfferich an
Reichspräſident Ebert

Staatsſekretär Dr. Helfferich hat an den Reichspräſidenten
nachſtehendes Schreiben gerichtet:

Berlin W. 10, den 17. Auguſt 1919.
Euer Exzellenz

beehre ich mich, in der Anlage meine ſoeben ausgegebene Flug
ſchrift Fort mit Erzberger!“ zu überſenden, in der ich die von
mir im Laufe der letzten Wochen gegen den Reichsfinanzminiſter
Erzberger erhobenen Anſchuldigungen zuſammengefaßt habe.
Indem ich Euer Exzellenz dieſe Flugſchrift überreiche le
ich Wert darauf, die Beweggründe feſtzuſtellen, die mich zu
meinem Vorgehen gegen den Reichsfinanzminiſter Ergberger
veranlaſſen.

Zunächſt weiſe ich mit aller Entſchiedenheit die von dem
Erzberger ausgeſprochene Verdächtigung

zurück, daß meine Angriffe der „Sabotage“ der er
insbeſondere des Geſetzes über das „Reichsnotopfer“, dienen
ſollen. Dieſe Verdächtigung entſpringt Erzbergerſcher Ge
ſinnung. Sie findet ihre Widerlegung ſchon in der Tatſache
daß ich bereits zu meiner Zeit als Reichsſchatzſekretär, alſo in
den Jahren 1915 und 1916, als noch niemanb an Herrn Erg
berger als Reichsfinanzminiſter, und als Herr Erzberger noch
on kein „Reichsnotopfer“ dachte, aus eigener Jnitiative die Be
arbeitung des Gedankens einer großen Vermögensabgabe angeordnet habe; ferner in der Tatſache daß meine Aufſätze über das

„Reichsnotopfer“ ich füge die Broſchüre gleichfalls bei
neben der Kritik an dem Zeitpunkt und den Zuſammenhang der
Einbringung wie an der Veranſtaltung des -Grundgedankens,
auch poſitive Vorſchläge zu einer ſachgemäßen Ausgeſtaltung der
Vermögensabgabe enthalten.

Meine wirklichen Beweggründe ſind die folgenden:
1. Jch fühle mich verpflichtet, nach beſtem Wiſſen und Ge

wiſſen die hiſtoriſche Wahrheit gegenüber der unſer Volk ver
wirrenden Entſtellung gewiſſer wichtiger Vorgänge während des
Krieges zu ihrem Rechte zu verhelfen;

Auf Grund meiner langjährigen Beobachtung des Herrn
Erzberger bin ich zu der Ueberzeugung gekommen, daß dieſer
Mann abgeſehen von ſeiner nach meiner Anſicht verhängnis
vollen Betätigung auf dem Gebiete der großen Politik eine
Gefahr für die Reinlichkeit unſeres öffentlichen Lebens bedeutet,
und daß er deshalb, zumal angeſichts der weitgehenden Voll
machten, mit denen der Leiter der Reichsfinanzen jetzt ausge
ſtattet wird, die denkbar ungeeignetſte Perſönlichkeit an der
Spitze des Reichsfinanzminiſteriums iſt.

Jch bin mir darüber klar, daß Jhre Meinung, Herr Reichs
präſident, und die meinige über die hiſtoriſche Wahrheit und
über die Einſchätzung der politiſchen Tätigkeit des Herrn Erz-
berger auseinandergehen. Dagegen weiß ich Euer Exzellenz,
ebenſo wie mich ſelbſt, von der Ueberzeugung durchdrungen, daß
gerade in einer demokratiſch- parlamentariſchen Staatsordnung
jeder unſauberen Vermiſchung politiſch-parlamentariſcher Tätie
keit und geſchäftlicher Jntereſſen, die der politiſchen Korruption
Tür und Tor öffnet, mit dem äußerſten Nachdruck entgegen
gewirkt werden muß. Jch ſehe einen Ausdruck dieſer Ueber
zeugung in der von der Reichsregierung vor 14 Tagen durch das
Wolffſche Telegraphenbureau erlaſſenen Aufforderun ihr ſolche
Perſonen namhaft zu machen, die „Verdächtigungen“ gegen den
Reichsfinanzminiſter Erzberger verbreiten, „damit ſie in der
Lage iſt, die Verbreiter zur Rechenſchaft oder vor das Straf-
gericht zu ziehen.“

Jch habe gegen den Reichsfinanzminiſter Erzberger zwar
keine „Verdächtigungen“ verbreitet, dafür aber gegen ihn gan
beſtimmt ſubſtanzierte Anſchuldigungen erhoben; ich habe mm
öffentlich dazu bekannt, daß dieſer Teil meines Kampfes gegen
den Reichsfinanzminiſter Erzberger ſich „gegen den Typ de
politiſch- parlamentariſchen Geſchäftemachers“ und damit ge
die „politiſch-parlamentariſche Korruption richtet; ich habe er
klärt, daß ich auf keinerlei Rückſicht Anſpruch mache und nicht
beſſeres wünſche, als „vor das Strafgericht gegen zu we
um dort auf Grund eidlicher Feſtſtellungen den Nachweis
meine Anſchuldigungen erbringen zu können. Kreuz Zeitung
Nr. 866 vom 6. Auguſt.)

Trotzdem warte ich bisher vergeblich darauf, daß die Reichs
regierung ſich entſchließt, gegen mich ein Verfahren an
ſtrengen. Welche Wirkung dieſe Zurückhaltung auf unſere
völkerung ausüben muß, brauche ich Euer Exzellenz nicht
auseinanderzuſetzen.

Jch darf deshalb Euer Exzellenz anheimgeben, von mei
Anſchuldigungen gegen den Reichsfinanzminiſter Kenntnis
nehmen und das Erforderliche für eine einwandfreie Feſtſtell
des meinen Anſchuldigungen zugrunde liegenden
die Wege zu leiten.

In vorzüglicher h habe ich die Ehre zu ſein
er Exzellengz ergebenſter

Dr. Helfterich



„fusleſe“ tüchtiger Demokraten
Wir teilten vorgeſtern ein Jnſerat der Demokratiſchen

Partei (Ortsgruppe Bad mit, durch welches für Bad
barzburg „eine geeignete Perſönlichkeit als Bürgermeiſter ge-
ſucht wurde, „die willens iſt, auf der Liſte der demokratiſchen
Partei ausſichtsreich zu kandidieren.“ Unſere Bemerkung dazu,
jaß ſolche heute nicht mehr ungewöhnlichen Erſcheinungen früher
richt möglich geweſen wären, glaubt in der „Saalezeitung“
jemand (Herr J. Dornblüth?) mit dem Hinweis parieren zu
können, daß früher in Mecklenburg und Pommern liberale
Lehrer nur ſch nſtellung gefunden hätten, Dem geiſtvollen
Verfaſſer der „Säaalezeitungs“ -Notig ſcheint die Deplaziertheit
eines derartigen „Vergleiches“ nicht zum Bewußtſein gekommen
zu ſein. Wir wollen deshalb auch keine Worte darüber ver-
lieren, ſondern nur unſeren Leſern von dem ſcharfſinnigen Denk
vermögen der demckratiſchen Parteileitung in Halle Kenntnis
geben, das in umgekehrtem Verhältnis zu der Reichhaltigkeit
und Wohlgeordnetheit des demokratiſchen Zettelkaſtens zu ſtehen
ſcheint. Aber ſelbſt über dieſen, wie man ſagen muß, originellen
„Vergleich“ hinaus treibt es den Pfiffikus, ſeinen Witz ſprühen j
zu laſſen. Er begründet die Richtigkeit des ungemein bezeichnen-
den Jnſerates nicht nur auf empiriſchem Wege, ſondern ſozu-
ſagen auch ſpekulativ, d. h. er ſpekuliert auf die Harmloſigkeit

ſeiner Leſer, wenn er in naiver Selbſtverſtändlichkeit erklärt, daß
die Gemeinde Harzburg doch einen Bürgermeiſter haben müſſe,
hinter dem „auch die politiſche Meinung der Mehrheit der
Bürgerſchaft“ ſtehe. Ganz natürlich, denn wozu haben wir
in Deutſchland jetzt das parlamentariſche Syſtem, und was ſich
die Weimarer Nationalverſammlung leiſten kann, das können
auch die Krähwinkeler«Stadtväter haben. Man kann dem Herrn
Parteiſekretär nicht abſtreiten, daß er witzig iſt. Davon ſcheint
er übrigens ſelbſt am meiſten überzeugt zu ſein, denn er gibt
noch gleich eine dritte Begründung, nicht nur für die Zweck-
mäßigkeit, ſondern auch für den „neuen Geiſt dieſes Jn-
ſerates, durch welches „dem Tüchtigen freie Bahn“ geſchaffen
werden ſoll. Demokratie, ſo belehrt uns der Verfaſſer, ſei
gleichbedeutend mit Hervorhebung der Tüchtigen im Staats

und Wirtſchaftsleben.“ Das glauben wir gern, denn eben erſt
hatte dieſer feinſinnige Jnterpret mit Betonung vermerkt, daß
zie Mehrheit der Bürgerſchaft mit ihrer politiſchen Meinung
hinter dem Bürgermeiſter ſtehen müſſe, ſonach unter Demo
kratie alſo die Hervorhebung der Geſinnungs tüchtigen zu
eerſtehen ſei, bei denen es gleichgültig iſt, ob ſie die ſachliche
kignung für ihr Amt beſitzen. Der erfahrene Parteimann der
„Saalezeitung' hat mit dieſer dreifachen Begründung gleich
zeitig auch den Erforderniſſen der Papierknappheit Rechnung

kragen zu ſollen geglaubt: ſich nämlich, da er nun ſchon einmal
das Wort hatte,
weichend zu blamieren.

Die ſpartakiſtiſchen Maſſenmorde

Die „Sozialiſtiſche Korreſpondenz“, das offiziöſe Jn
ſtruktionsorgan für die Parteipreſſe der Mehrheitsſozialiſten,
ſchreibt aus Anlaß des Mordes an dem Jnſpektor Blau:

Eine polizeioffiziöſe Korreſpondenz gibt genauen Auf-
ſchluß über die Ermordung des Jnſpektor Blau, deſſen Leiche
vor einigen Tagen mit verſchnürten Beinen im Landwehr-
kanal angeſchwemmt wurde. Danach iſt Blau am 1. Auguſt i
eine geheime Verſammlung der Berliner Kommuniſten ge-
gangen, die unter dem Deckmantel „Betrieb Lichtenſtein“ in
einem öffentlichen Schulgebäude, der Auta des Friedrichs
Realghmnaſiums in der Mittenwalder Straße getagt hat.
Dort wurde er als angeblicher Spitzel einem ſtrengen Verhör
unterworfen, zum Tode verurteilt, zum nächſten Flußufer ge
führt und dort verſchnürt ins Waſſer geworfen und ertränkt.
Blau ſoll angeblich der bayeriſchen Regierung in München
Spitzeldienſte gegen die Kommuniſten geleiſtet haben.

Der Fall Blau iſt der erſte dieſer kommuniſtiſchen „Spitzel
morde“, der reſtlos aufgeklärt wird und bei dem man ſämt
liche Täter mit Namen kennt, wenn es auch bisher nicht ge
lungene iſt, ſte zu verhaften; es iſt aber bei weitem nicht der
erſte derartige Mord, ihre Zahl iſt vielmehr Legion. Seit An
fang Januar verſchwinden aus den Reihen der Regierungs
truppen, aus der Zahl der Polizeibeamten und ſolcher Zivil-
perſonen, welche der Regierung Mitteilungen über ihre Er-
lebniſſe bei den Kommuniſten machen, unausgeſetzt einzelne
Perſonen, und von ihrem Verbleib hat man bisher niemals
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auch gleich tüchtig und für längere Zeit aus-

ſchaften

ekne

Regierungsſtellen darüber klar, daß dieſe Verſchwundenen dasSe ſperlatiſtiſcher Lynchmorde geworden i

Dieſe Tatſache wirft ein helles Licht auf die Erbi
mit der gegenwärtig der innerpolitiſche Kampf in Deutſchla
geführt wird.

Die Keichswehr in Chemnitz
Chemnitz, 19. Auguſt.

Die um Chemnitz verſammelten Truppen ſind heute
früh kampflos in die Stadt eingerückt. Der Ober
befehlshaber teilte in einer durch Flieger abgeworfenen Bekannt-
machunrg an die Bewohner von Chemnitz und Umgebung mit:

achdem meiner Aufforderung vom 11. Auguſt zur
Waffenablieferung und Wiedereinlieferung
der widerrechtlich befreiten Gefangenen bisher in nur
ganz unzulänglichem Maße entſprochen worden iſt, rücke ich
zur Durchführung der für die Wiederherſtellung dauernder ge
ordneter Verhältniſſe nötigen Maßnahmen heute mit den mir
unterſtellten Truppen in die Stadt ein. Die Bevölkerung er
uche ich, mir Vertrauen zu ſchenken, die Ruhe zu bewahren,
ie Arbeit ohne Störung fortzuſetzen und die

Truppen in keiner Weiſe zu beläſtigen.

Drohender Streik in der Milchverſorgung
Berlin, 19. Auguſt.

Berlin iſt von einem Streik bedroht, der für weiteſte Kreiſe
der Bevölkerung von ſchwerſten Folgen ſein würde. Die Arbeiter
und Angeſtellten der Groß- Berliner Meiereien haben für Mitt-
woch früh den Ausſtand angekündigt, falls die Meiereibeſitzer und
Milchpächter bis zu dieſer Friſt nicht reſtlos den von den Arbeit-
nehmern aufgeſtellten Tarif anerkannt hätten.

Spur finden können. Schon ſeit Monaten ſind ſich alle

eſe Tatſ

Die Räumung Litauens
Berlin, 19. Auguſt.

Die deutſche Regierung hat an die Entente folgende Note
gerichtet:

„Die Räumung Litauens ſüdlich des Niemen hat am
14. Auguſt mit dem Abtransport der Reichswehrbrigade 28 in
Wilkowiſchki begonnen. Die geplante Räumung wird voraus-
ſichtlich am 2. September beendet ſein.“

[rr W W A
Eine neue Kabinettskriſis in Budapeſt?

Wien, 19. Auguſt.
Da ſich die Entente bisher ablehnend gegen denErzherzog Joſef verhält und die Sozialdemokraten die

Annahme von Portefeuilles verweigern, wird Budapeſt von der
Möglichkeit einer neuen Miniſterkriſe betroffen. Sollte ſich die
Befürchtung der hieſigen politiſchen Kreiſe verwirklichen und die
Regierung gezwungen ſein, zurückzutreten, ſo würde man nach
Anſicht maßgebender politiſcher Perſönlichkeiten zu dem Plane
zurückgreifen, der vor der Rekonſtruktion des Kabinetts Friedrich
in den Verhandlungen mit den Ententemiſſionen erwogen wurde.
Dieſer Plan beſtünde darin, daß bis zur endgültigen
Entſcheidung der Nationalverſammlung in der
Frage der Staatsform an die Spitze des Staates ein aus drei
Mitgliedern beſtehender Staatsrat treten würde. Dieſer
würde aus Vertretern der drei führenden Geſellſchaftsſchichten
des Landes gebildet werden.
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Die Unkoſten der K.- und S.-Räte
Beſchönigungsverſuche der Sozialiſten.

Weimar, 18. Auguſt.
Eine Ehrenrettung der A.- und S.-Räte bezweckt eine kleine

Anfrage der ſozialdemokratiſchen Abgeordneten Sollmann und
Loebe. Sie verlangen Auskunft, wieviel von den Koſten der
A. und S.-Räte entfallen: 1. auf notwendige Verwaltungsaus-
gaben infolge der Kopfloſigkeit und des Verſagens
militäriſcher und ziviler Behörden während der
Revolution, 2. auf die Rückkehr teilweiſe aufgelöſter Truppen
deile in der Heimat, 3. auf die Verpflegung ſolcher Truppen,
4. auf den Abtransport von aufgelöſten Truppen aus zahlreichenGarniſonſtädten, 5. auf die Beſoldung von See mag
ſcl n. zur Wiederherſtellung und Aufrechterhaltung der
öffentlichen Ordnung. Ferner ſoll die Reichsregierung an
geben, welche Werte insbeſondere an Heeresgut durch das

gern reren
Der Staatsanwalt

15) Roman von Artur Brauſewetter.
Jn Seewald ereignete ſich nämlich etwas, was noch nie

2rri erlebt war. Keiner der Kurgäſte, welche faſt jährlich
das Bad aufzuſuchen pflegten, die älteſten Fiſcher kaum
wußten ſich eines ähnlichen Vorkornmniſſes zu erinnern.

Es fanden nämlich Einbrüche ſtatt Einbrüche ganz
wunderbarer Art. t

Kaum ein Morgen kam heran, der nicht von einem
neuen Einbruch berichtet einer immer kühner und ver
wegener als der andere. Und bei keinem gelang es, den
Verbrecher zr faſſen.

Jn den belebteſten Gegenden, in den hellen Mond-
nächten, die gerade jetzt herrſchten, ja, in dieſen mit be
ſonderer Vorliebe wurde in die Zimmer eingeſtiegen, ſo
lautlos, daß niemand davon etwas merkte, obwohl in den
engen Sommerquartieren die Menſchen dicht genug bei-
ſammen ſchliefen ja, in die Schlafzimmer ſelbſt drang der
Verbrecher ein.

Und was das Seltſame war: größere Wertſachen wur
den nach dieſen Einbrüchen nie vermißt hier und da
nur einige wertloſe Dinge. Auch hatte man Gott ſei Dank
bis dahin nie etwas von einem tätlichen Angriff gehört.

So wie einer der Schlafenden einmal erwacht war,
hatte ſich der Dieb entfernt. Der Erwachende behauptete
dann, eine große, ſchlanke Geſtalt an der Tür geſehen zu
haben, die gerade in einem der Schubfächer umherkramte,
und dann, bevor man, gelähmt vör Entſetzen, ihm nach-
kommen konnte, ſpurlos verſchwunden ſei, obwohl das volle
Mondlicht auf die Erde herunter leuchtete.

Die Ortspolizei, zum erſtenmal ſeit langer Zeit, aus
ihrer Ruhe emporgeſcheucht, entwickelte eine mehr ange-
ſtrengte als geſchickte Tätigkeit. Als man ſie durch einige
geſchulte Kräfte aus der nahen Stadt verſtörkte, ſtellten die
Einbrecher ihre Tätigkeit plötzlich ein, obwohl der Mond
jetzt nicht mehr ſchien und die dunklen Nächte zum Ein
bruch viel geeigneter waren.

Annemarie an ihre Mutter
Mein liebes Muttchea!

Jn Beiliegendem ſchicke ich Dir das Geld für das ge
wünſchte Kleid. Es iſt gut von erZutaten dazu bezablen will nur kaufe Dir ein recht

Rudolf, daß er Dir die

der A. und S. -Räte Allad für die gemeinheit ge,
beantworten. Minng werden ginn

n t und die „Ehrenrettung“ fürgſiatiſche Einrichtung der A und Seßtäte finden. Aber
Beantwortung wird andererſeits den Wahrheitsdrang der e

richteten Parteien herausfordern und ſie die Anfragen d
1. Wieviel Milliarden unnötig für den Räteſchwindel

e remoſen Einr r perſön und perſönlich enverſchleudert wurden. Wir wiſſen es alle: nie e

d r r ichen gen Wo
für

ſolche Wirtſ t wie die der A. und S.Räte, hat Deutſoch mie, erlebt und die Wahrheit wird ſich ſelbſt durg

jede Gelegenheit paſſende Ausrede beſchöni
„Kopfloſigkeit und Verſagen ziviler Behörden
ausgaben „notwendig“ machten.

n laſſehie Milan

Clonyd Georges Programmrede
Haag, 19. Auguſt

„Hollandſch Nieuwsbüro“ meldet aus London: Lloyd G
gab in ſeiner geſtrigen Programmrede im Unterhauſe
Ueberblick über die Lage von Handel und Jnduſtrie. Er fie

Kriegsende wie
u. a. aus:

Wer glaubte, daß die Welt ſofort n dereinen normalen Zuſtand kommen könnte der hat keinen le n
blick über die Ausgedehntheit der Ereigniſſe der letzten fünf
und deren Wirkung. Man erwartete allgemein, daß die gar
ſofort heruntergehen ſollten und gleichzeitig beſtand ein a
meiner Mangel an Arbeit und Material, dazu kamen e
portſchwierigkeiten. Von Heer und Flotte ſind jetzt 8 6000
Mann demobiliſiert, und von dieſer großen Zahl iſt nur e
ziemlich unerheblicher Teil nicht wieder in der Jnduſtrie un
gekommen. Der Handel wird immer beſſer. Aber es bleiben
doch noch immer große Schwierigkeiten zu überwinden. Die erſte
Schwierigkeit liegt in der ſchlechten Handelsbilan
die gegenwärtig etwa 800 Millionen Pfund Sterling betrat
Außerdem iſt die Anzahl der Schulden auf 7800 Mille
Pfund Sterling geſtiegen. Zur Deckung dieſer ſchlechten o
delsbilanz und der erhöhten Ausgaben gibt es nur einen We
und zwar den der Erhöhung der Erzeugung. Als dritter galt
iſt die Ueberbürdung der Häfen anzuſehen. Jnnerhalb der leßten
zwei bis drei Jahre haben die Arbeiter eine enorme Erhöhun
ihrer Löhne erzielt. Auch die Arbeitsſtunden ſind herobgeſeh
worden. Lloyd George verlangt eine Verringerung der Arbeit
loſigkeit und kündigt bald nach Ende der Parlamentsferien eine
Geſetzesvorlage über die Regelung der Wohnungsfrage an.

Dann ſprach Lloyd George über die Kohlenfrage. Die
Regierung hat den Bericht des Steinkohlenaugz,
ſchuſſes, der die Verſtaatlichung des Steinkohlenbergbauet
befürwortet, geprüft und daraufhin ſelbſt die Bildung eine
Fonds vorgeſchlagen, aus dem die Koſten für beſſeren Lebens
unterhalt der Arbeiter beſtritten werden ſollen. Die Regieru
kann aber den Plan des Richters Senskey über die Verſtagt
lichung der Bergwerke nicht annehmen.
George hofft, daß Anfang September eine Vereinbarung
zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer im Bergwerksbetriet
erzielt werden kann.

Die Regierung hat weiter Maßnahmen bezäüglig
der Einfuhr vorbereitet und verlangt, daß das Handels
amt Vollmachten erhalten ſoll, um die nicht noh
wendige Einfuhr von Waren zu Preiſen, die hinter den Er
zeugungskoſten zurückbleiben, zu verbieten. Weiter hat die ſo
gierung Vorſchläge mit Bezug auf die Wiederherſtellung de
Handels in den beſtorganiſierten Teilen Europas in Vorhe
reitung. Bezüglich der Landwirtſchaft, ſagte Lloyd George,
er keine Regelung für möglich halte, die nicht eng
ein Jahr die Preeiskontrolle fortbeſtehen laſſen müſſe.

Etwas vom Kaiſer. „Algemeen Handelsblad“ meldet, da
fich der vormalige deutſche Kaiſer wieder außerhalb der T
des Ameronger Schloſſes bewege und mit Graf Bentink zu
ſammen Spazierfahrten in der Umgegend mache.

Großfeuer. Jn dem Gebäude der Vogtländiſchen Maſchinen
fabrik brach am 19. Auguſt Feuer aus, das einen beträchtlichen
Umfang annahm. Unter anderem ſind zehn neue Krankenwa
verbrannt. Der Schaden wird auf eine Million Mark geſchäht

Diebſtahl in Wilhelmshöhe. Jm Arbeitszimmer des Kaiſer
im Schloſſe Wilhelmshöhe wurde ein Einbruchsdiebſtahl verübt
Dem Täter, der mit den Oertlichkeiten vertraut geweſen ſein
mußte, fielen mehrere goldene Schmuckgegenſtände von hohem
Wert, ſowie zwei koſtbare Oelgemälde mit Goldrahmen in die
Hand. Bisher hat man von dem Täter keine Spur.

gutes Kleid von dickem Stoff und ſpare nicht dabei, denn,
wenn ich komme, bringe ich viel Geld mit meinen gan
zen Lohn, der mir außer dem beigelegten Geld ſeit
Monaten nicht gezahlt iſt.

Jch bin heute ſehr traurig. Alfredchen hat entſchieden
etwas gemerkt er geht immer ſo abweſend umher und
ſieht mich mit ſo wunderbaren Blicken an, daß mir das
Herz brechen will. Jetzt ſteht er hier in der Ecke neben
mir und weint immerzu; denn der Herr Rittmeiſter, der
ſein künftiger Stiefvater werden ſoll, hat ihn eben ſo hart
angefahren-- nur weil er ihm in den Weg gekommen iſt
und er ihn nicht ſehen mag. Es war ja meine Schuld. Jch
weiß, daß ſie ihn nicht ausſtehen können und hätte ihn,
wie ſonſt, hübſch aus dem Wege bringen ſollen. Aber der
Herr Rittmeiſter kam ſo plötzlich, und da konnte ich es
nicht mehr, und nun ließ er ſeinen Zorn an dem Jungen
aus.

O Muttchen, Muttchen wie ſoll das werden, wenn
er mich nicht mehr hat! Jch kann daran gar nicht denken.

Du ſchreibſt ſo gut und lieb, daß ich ihn mitnehmen
ſoll zu uns nach Hauſe, und Du willſt zu ihm ſein wie
eine treue Mutter. Wie ſchön wäre das alles; mehr
wollte ich mir in dieſer Welt nicht wünſchen.

Aber leider muß ich Dir mitteilen, daß dazu vor
läufig noch wenig Ausſicht iſt. Als ich einmal eine An
deutung darüber machte, hörte die Freifrau wenig hin
ſie hat jetzt wohl immer andere Gedanken.

Nun will ich es noch einmal verſuchen. Jch glaube
immer, die Freifrau würde es ſchon tun. Aber der Ritt-
meiſter wird es nicht wollen, und wenn ſie es doch erlaubt,
dann heiratet er ſie nicht, und das will ſie doch nicht. O,
Muttchen, was gibt es für böſe Menſchen. Wenn ich ihn
ſehe, dann muß ich immer an den Herrn v. Kleſſen auf
Klötzow denken Du weißt ja; der hatte auch ſo düſtere
Augen, und die Leute bei uns ſagten immer, er hätte den
böſen Blick. Aber ſo böſe waren ſeine Augen doch nicht
wie die von unſerm Rittmeiſter, wenn er das Alfredchen
anſieht. Du glaubſt nicht, wie bange mir um den Jungen
iſt. Jch traue dem Rittmeiſter alles zu. wenn es nicht
von wegen des Geldes wäre na, Du kennſt die Sache
ja aber dennochträume noch immer von Alfredchen und ſtets
traurige Sachen.

Zudem geſchehen hier Nacht für Nacht Einbrüche.
Dir an, vorgeſtern haben ſie in einem großen

Hauſe eingebrochen, das nur zehn Schritt von unſern
Penſionat entfernt liegt. Jch fürchte mich ſo, daß ſr
auch zu uns kommen; denn daß die Freifrau viel Gel
hat, werden ſie wiſſen.

Ich kann die ganze Nacht nicht ſchlafen rih
meinetwegen, denn ich weiß, wir ſtehen alle in Gottet
Hand. Aber wegen des Alfredchen fürchte ich mich do
oft. Aber wenn ich mich ſo ängſtige, dann muß ich mih
manchmal fragen, ob es eigentlich ein Unglück für i
wäre ich meine, wenn ihm etwas zuſtieße und er rich
mehr lebtel Was iſt ſein Leben denn wert?! Beſonder
wenn ich nun gehe und ihn niemand mehr lieb hat un
ſie ihn ſo hart anfaſſen, wie es der Rittmeiſter tut. Pin
da der Tod etwas Schlimmes für ihn?! Nicht wah
Muttchen, jetzt begehe ich wieder eine große Sünde de
ich ſo etwas ausſpreche. Jch kann mir aber nicht helfen

Schilt nur recht Deine AnnemarieBerbrenne ehe Brief vorigen
iebſte einzige MutJch öffne dieſen Brief noch einmal! Du r

Glück ſofort erfahren. O Mutter ſo glücklich bin
noch nicht in meinem ganzen Leben geweſen wie
Kannſt Du Dir ken weshalb? Nein, Du kannſt
nicht. So höre nurEben ruft mich die Freifrau zu ſich. Sie el
ihrem Bräutigam auf die Reunion gehen. So e
ſie hier nämlich die Tanzvergnügen. Ich ſollte ihr

der Toilette helfen. neUnd als ich damit fertig war, ruft ſie mich n n
mal zurück und ſpricht von Alfred und meiner Bin
mit mir zu nehmen. Und was ſagt ſie zuletzt? n
marie, ſagt ſie zu mir, „Sie ſind treu und gut ar
beſonders in der letzten Zeit ich weiß auch wen
Sie meinen armen Jungen haben. Jch werde nun m
Ende doch noch Jhren Herzenswunſch erfüllen 5 a
meinen Bräutigam habe ich ſchon umgeſtimmt. a
nur noch auf die Einwilligung ſeines Vormunde De
aber der bin ich ſo gut wie ſicher das iſt nur Fo

O Muttchen, gutes, beſtes Muttchen währe.
dieſe Worte niederſchreibe, pocht mein Herz v
kaum die Feder noch halten kann. Jch habe ja a n
mehr zu ſchreiben. Wie ſelig wird das Alfredchen
wie ſelig. iſt Deine Annemark

(Fortſetzung folgt.)
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Direktor im Reichspoſtamt Rone:

Der Geſetzgalopp der Regierung
Nationalverſammlung

ung des Berichts aus der geſtrigen Abendausgabe.

D. Vpt.) r in dem Weiterbeſtand7 her her en Sr-n für P r r und r intertriekveiſe agt an, wann Regiee z Stellen aufheben S
Dr. Bachem: Das Reichswirtſchafts Miniſterium

dieſe Stellen nur ſoweit beſtehen zu laſſn, als es not
Eſcheint, um wirtſchaftliche Störungen zu

eiden. (Du.) rügt den in die
der durch das innerhalb ganz kurzer

al auf je drei Tage Verbot der „Schleſ.
in Breslau begangen wo iſt.

gerungsvertreter Oberſtleutnant von dem DerBergh:
los werden. Die Zeitunge Den a ehe ehe e Jeitena

lmann wiederholt ſeine A vom 11. Juli
in Berlin in der

öſiſche Soldaten auf ofwo fre an
vom H.

füre
E

ung derartiger Ausſchreitun

o gen
rungen treffen,

folgt die erſte Beratung des Geſetzentwurfes über
ignungen und Gntſchädigungen aus An
des Friedensvertrages zwiſchen Deutſchland und

a und a. Mächten in Verbindung mit der erſten Beratung
Geſetzentwurfes eines Ausführungsgeſetzes zum Friedens

ußenminiſter Müller. Die erſte Vorlage will der Reichs
tung die Rechtsgrundlagen zur Durchführung einer Reihe
Beſtimmungen des Friedensvertrages geben. Sie wird da

ermächtigt, ſoweit nicht eine Freiwillige Abgabe erfolgt,
ſtände, die auf Grund des Friedensvertrages an die a. und
ichte abzuliefern ſind, für das Reich zu enteignen. Zu dem
war en Enteignungsverfahren

eführt. Die Enteignung ſoll der Reichsverfaſſung ent
d gegen angemeſſene Entſchädigung er-

n. Der Jnhalt des zweiten Entwurfs ergibt ſich aus der
ſchrift und den an ſeine Spitze geſtellten einzelnen Aben (Geldveröffentlichungen, Letſtungen,

ußrechte uſw.). Jn Abſchnitt 9 wird vorgeſehen, daß
Regierung während der Vertagung der Nationalverſamm

berechtigt ſein ſoll, weitere Pro wie
ßnahmen, die dringlich ſind, anzuordnen. Beide Ge
würfe bekunden das treben, daz deutſche Volk werde
Friedensvertrag lohal und gewiſſenhaft zur Ausführung

Damit ſchließt die Beratung. Beide Vorlagen werden an
Haushaltaus ſchuß verwieſen
Es folgt die zweite Beratung des Geſetzentwurfes über
Wedel n in Verbindung mit der zweiten Beratung

ſetzentwurfes, Veränderung des Poſtſcheck
und des Geſetzentwurfez betreffend

p eleen- und Fernſprechgebühren.
Die Paragraphen 1-—-8 des Geſetzenwurfes über Poſtge
ren werden ohne Erörterung angenommen. Zu

agraph 4 (Zeitungsgebührenſ beantragt
Abg. Mumm (Dn.) einen Zuſatz, wonach für Zeitungen und
ſhriften, die unter Kreuzband verſchickt werden, die Be
iung von der Reichsabgabe, alſo das ermäßigte
kſachenporto, beſtehen bleiben ſoll.

Die Befreiung der Zeit
ſten von der Re hat in der Praxis zu ſolchen Un
äglichkeiten geführt, daß die ganze Poſtheamtenſchaft ge
ſſen hinter der Forderung ſteht, mit dieſer Gebühren-
heit gufzuräumen. Die Einrichtung iſt in weitem

ſenge mißbraucht worden. Bei den Vorverhandlungen mitPreſſe iſt von keiner Seite die Bebehaltung der Gebüh
begünſti ung für dieſe Zeitungen beanſprucht worden.
Faragraph 4 wird unter Ablehnung des Antrages Mu mm
berändert angenommen, ebenſo der Reſt des Ge
wie eine vom Ausſchuß vorgeſchlagene Entſchlie-

„l. bis zum 1. Januar 1920 die Einführung des Ein-
Paketes unter gleichzeitiger Herabfetzung der Gewichts-
zrenze für Druckſachen und Geſchäftspapiere auf 500

ramm vorzunehmen.
2. tunlichſt bald einen Geſetzentwurf vorzulegen, durch den

le Porto und Gebührenfreiheiten aufgehoben werden und

J r beſeitigt wird.“Auf Vorſchlag des Präſidenten beſchließt das Haus, auch
d noch die dritte Leſung des Geſetzentwurfes vorzu
en. Das Geſetz wird nach kurzer Debatte in dritter Leſung
Erändert angenommen.
r Geſetzentwurf zur Aenderung des Poftſched-
ev es wird ohne Erörterung in zweiter und dritier He

ngenommen, ebenſo der Geſetzentwurf betreffend Tele
hen und Fernſprechgebühren.
E folgt das Geſetz über Wochenhilfe und Wochenfürſorge.
t erſtattet
a. Frau Schröder (Soz.): Es alles zur GeſundungVolkes getan werden, und das er
t Frau Weber (Ztr.)! Das Geſetz bedeutet ein Stück
et e für unſer Volk.
s u Kloß (Dem.): Jede Partei wird hier gern mitfen. Ein geſundes Volk, das tüchtige Arbeit leiſtet, brauchen

e. Frau von Gierke (Dn.): Den Grundgedanken des Ent
erkennen la an.

an Zietz (U.S.): Wir wünſchen eine umfaſſende
richaftsfürſor in Rache er vorliegende Geſetzentwurf iſt ein un

g. ra Mi e r Vpt.): Wir möchten alle mehr geben,
Mrau Schröder (Soz.): Mit den ſa lichen Forderuns i ſt ſtimmen wir grunt ja e 48

Hleßt die Beſprechung. Das Geſetz wird mit gering
Aenderungen in zwei terit ange re e ter und dritter Leſung mit großer

t lägt der Präſident vor, die abzubrechenr ird um 4c8 ühr die Sihung r 4 Uhr

abak ſt ta e e h u n r

Nachmittagsſitzung
20 Min. wird die Sitzung vomv eder eröffnet. Am S r

Vorſchlag des Aelteſtenau es beſchließt dasaus 28 Deitgcicern beſchenbet ltn ue el
a auch als Ausſchuß für die Kohlenwirtſchaft fungieken

J die dritte Beratung des Tabakſteuer-
W Einzelberatung bemerkt zu h 1

Arnſtadt (Dn.): Meine politiſchen Freunde haben
Bedenken gegen weſentliche Beſtimmungen des Entwur-

W Ein weſentlicher Teil meiner Freunde kann ſich nicht ent
ießen, dem Geſetzentwurf, wie er jetzt vorliegt, zuzuſtimmen.

aragraph 1 wird angenommen, ebenſo, mit einer Reihe un
erheblicher Abänderungsanträge, der Reſt des Geſetzes, und
ſchließlich in der Geſamtabſtimmung das ganze Geſetz, gegen die
Stimmen eines Teiles der Deutſchnationalen und der
Unabhängigen.

Es folgen Wahlprüfungen. Die Wahl im 7. Wahlkreiſe und
rufungen im 26. und 85. Wahlkreiſe werden dem Aus

ſchußantrage entſprechend für giltig erklärt.
Es folgt der Bericht des Ausſchuſſes für Volkswirtſchaft über

die Frage der Gummibewirtſchaftung. Dem Vor-
ſchlage des Ausſchuſſes, die Regierung zu erſuchen: „den Abbau
der Zwangswirtſchaft für Gummi alsbald in die Wege zu leiten,
die Einfuhr von Rohgummi und Halbfabrikaten der Gummi-
induſtrie, ſowie die Ausfuhr von Gummifabrikaten freizugeben,
die Beſchlagnahme des Rohgummis aufzuheben“, tritt das Haus
ohne Erörterung bei.

Es folgt der Bericht des Ausſchuſſes für Volkswirtſchaft über
die Beratung der Frage der Lederbewirtſchaftung. Der Aus-
ſchuß legt eine längere Entſchließung vor, die im weſentlichen
beſtimmt: „Die Einfuhr von Häuten, Fellen, Leder, Gerbſtoffen,
Schuh und ſonſtigen Lederwaren iſt freizugeben, desgleichen die
Ausfuhr von Leder, Schuh- und Lederwaven; die Zwangs-
vewirtſchaftung für Leder, Schuh- und ſonſtige Leder
waren iſt aufzuheben. Das Haus tritt ohne Erörterung
dieſer Entſchließung bei.

Es folgt der Bericht des Ausſchuſſes für Volkswirtſchaft über
die Verordnung betreffend die Preiſe für landwirtſchaftliche Er
zeugniſſe und Schlachtvieh. Das Haus ſtimmt auf Vorſchlag des
Ausſchuſſes der Verordnung vom 3. Juli 1919 über die Preiſe
für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe und Schlachtvieh zu, ebenſo
der Entſchließung, die Reichsregierung zu erſuchen, die Aus
mahlung des Brotgetveides ſofort auf 81 Prozent herabzuſetzen.

Die von der Reichsregierung auf Grund des Geſetzes über
die Regelung der Kali wirtſchaft erlaſſenen Vorſchriften
zur Durchführung des Geſetzes über die Regelung der
Kali wirtſchaft vom 18. Juli 1919 werden ohne Erörterung
genehmigt

Es folgt die zweite Beratung des Entwurfs der Reichs
abgabenordnung, das heißt desjenigen Teiles, der ſich
mit der Erhebung der Steuern befaßt und eine neue
Organiſation der Steuerbehörden ſchafft. (Ge-
ſetz über die Reichsfinanzverwaltung). Berichterſtatter ift

Abg. Burlage (Ztr.): Jch ſtelle feſt, daß auch im Ausſchuß

eſetz e

die Auffaſſung, daß die Erhebung der Steuern von den Landes
6ehörden vorzunehmen ſei, vertreten wurde. Der Ausſchuß hat
aber mit großer Mehrheit anders entſchieden.

Abg. D. BraunFranken (Sozz.): Jn der vorliegenden Frage
wurden partikulare Intereſſen gegen die in der Nationaiher-
ſammlung herrſchende Auffaſſung ausgeſpielt. Bei dieſem Streit
wird aber das Reich obſiegen. Letzteres denkt gar nicht daran, die
Länder oder Gemeinden verkümmern zu laſſen. Die Lan
desregierungen ſollen der Nattonalverſammlung Vertrauen ent
gegenbringen.

Abg. Dr. Becker-Heſfen (D. Vpt.): Dir Eingelſtaaten ver
lieren tatſächlich die Grundlage ihrer Exiſtenz und
leben nur, ſoweit ihnen das Reich entſprechende Zuwendungen
überläßt. Damit geht auch ein Teil der Hoheitsrechte der
Ein zelſtaaten verloren. Wir gehen auf dem Wege der
Verreichlichung aller unſerer Einrichtungen ein großes
Stück weiter. Heute kann der Zweifel entſtehen, ob die Beſtim
mung nicht eine Ergänzung, wenn nicht eine Abände-
rung der Verfaſſung bedeutet, und ob ſie daher nur mit
der verfaſſungsmäßigen Mehrheit genehmigt werden kann.

Man muß zu der Auffaſſung kommen: die Einzel-
ſtagten werden medigtiſiert aus politiſchen Gründen.
Es kann leicht ſein, daß die Neuordnung durch das Reich keine
Verbeſſerung bedeutet, ſondern eine Verſchlechte-
rung. Für Preußen iſt es zweifelhaft; für die füd-
deutſchen Staaten möchte ich es ſicher behaupten. Was
im Paragraphen 451 ſteht, iſt überhaupt nicht durchführbar. Prak-
tiſch bedeutet der Paragraph, daß die mindeſtens fünf Milliarden
Steuern, die in den Einzelſtagten aufkommen ſollen, ihnen er-
bleiben müſſen. Da nun die Einzelſtaaten 25 Prozent der vom
Reich aufgebrachten Steuern erhalten ſollen, wären alſo dieſe
mindeſtens fünf Milligrden Mark 25 Prozent der im Reich auf-
zubringenden Steuern. Dieſe müßten demnach gewaltig höher
ausfallen, als bisher vorgeſehen. Reichsfinanzminiſter Erz-
berger: Das iſt ein Mißverſtändnis Jch warne, der neuen Or-
ganiſation ſo hoch geſchraubte Hoffnungen entgegenzubringen,
wie ſie die Reichsfinanzverwaltung zu erwecken ſucht. Schwer-
wiegende ſachliche Gründe ſprechen gegen die neue Organiſation.
(Lebhafter Beifall rechts! Widerſpruch links.)

Reichsfinanzminiſter Erzberger: Durch die Reichsabgaben
ordnung wird die Reichsverfaſſung nicht geändert,
ſondern einfach ihr Artikel 14 ausgeführt. Der Standpurmfkt,
daß die Einzelſtagten leichter das geeignete Beamtenmaterial
finden würden, iſt überwunden. Wie beim Generalſtabsprinztp,
das ſich als das richtigſte bewährt hat, würden auch für Kie
Steuerverwaltung die beſten Kräfte aus ganz Deutſchland
heraus und zuſammengeholt werden. Gewiß wird mit der Vor
lage ein großer Schritt zum Einheitsſtaat getan, aber nicht
aus politiſchen, ſondern aus tatſächlichen Grün-
den. Die ungeheure Verſchiebung der ſteuerlichen
Verhältniſſe in Deutſchland zwiſchen Reich und Eingzelſtanten iſt
ein durch ſchlagen der ſachlicher Grund für die Neu-
organiſation. Durch dieſe neue Reichsorganiſation kann in den
Einzelſtaaten gar nichts in Unordnung kommen. Der gar
Teil der Einzelſtaaten iſt mit der Reichsverfaſſung völlig einig.
Mit Preußen werden die Verhandlungen alsbaſd

nach Rückkehr der Reichsregierung nach Berlin

aufgenommen werden. Die vier ſüd deutſchen Staaten
und Sachſen werden ſchon in nächſter Zeit die Landes
finanzämter einrichten. Auch die Perſonen ſind ſchon deſig-
niert. Bei den Verhandlungen haben unſere Wünſche durchweg
das größte Entgegenkommen gefunden. Gerade die Schilderungen
der thüringiſchen Kleinſtagten ſind ein mächtiger An
ſtoß zum Abſchluß der neuen Organiſation geweſen. Die Glied
ſtaaten ſind nicht umgefallen, ſondern ſie haben mit drei Aus
nahmen ſich nach ſehr eingehender und gewiſſenhafter Prüferng
auf unſeren Standpunkt geſtellt. Die ganze deutſche Jn
duſtrie hat keinen ſehnlicheren Wunſch, als eine reiche
eigene Steuerverwaltung. Paragraph 451 habe ich

rrcht pretsgegeben, und es vrauchte der raiiä e Flnanzutergrer
nicht herbeitelegraphiert zu werden. Er wäre ohnehin zu einer
Konferenz hierher gekommen. Er hat auch nicht im Ausſchuß

Verteilungsſchlüſſel für die Einkommenſteuer
habe ich nie angegeben, weil er noch gar nicht feſtſteht. DasReich hat nicht bloß für ſich allein zu ſorgen ſondern es muß

ſich auch um die Finanzen der Länder und Ge
meinden bekümmern. Gerade weil die Organiſation vorweg
genommen werden mußte, hat Paragraph 451 in dem Geſetz
eine Stelle gefunden. Ein Landesbeſteuerungsgeſetz wird den
Anteil der Länder und Gemeinden an den reichseigenen Steuern
regeln. Es wird beſtimmen, welche Steuern den Ländern und
Gemeinden überlaſſen bleiben. Es wird weiter den Laſten
ausgleich, und ſchließlich die Beſchaffung von Aus
gleich sfonds enthalten müſſen. Mit dieſem Landesbeſteue-
rungsgeſetz wird alles erfüllt werden, was in Paragraph 451
enthalten iſt. Bis dahin nehmen Sie den Paragraphen an. Er
hindert nicht, bietet aber den Ländern eine Garantie. Nachdem
die Einzelſtaaten ſo große Opfer gebracht haben, ſoll auch die
Nationalverſammlung ein Opfer bringen.

Abg. Dr. Blunck (Dem.): Meine politiſchen Freunde ſtellen
ſich vorbehaltlos auf den Boden der Vorlage, durch die in
viel entſcheidenderer Weiſe als durch irgend ein anderes Geſetz
der Grundſtein zu einem Gebäude gelegt wird für ein eini
ges und einheitliches Deutſches Reich. Nur aufdieſer Grundlage können wir die ungeheuren Laſten tragen, die
uns aufgebürdet worden ſind, und können wir zu einer Geſun-
dung unſeres ganzen Finanzſyſtems gelangen. Jn der Frage,
ob dieſer Entwurf eine Verfaſſungsänderung bedeutet, ſteht die
ganz überwiegende Mehrheit meiner Freunde auf dem Stand-
punkt, daß dieſe Frage zu verneinen iſt. Wir beantragen:

1. daß die Bildung der großen Landesfinanz-bezirke durch Reichsgeſetz erfolgen ſoll, wobei natürlich die
e Landesgrenzen möglichſt zu berückſichtigen ſein
würden;2. halten wir es für unbedingt notwendig, geſetzlich feſt
zulegen, daß an die Spitze dieſer Landesfinanzämter nicht Be
z der allgemeinen politiſchen Verwaltung geſtellt werden

ürfen.Jn einem Schreiben, das der preußiſche Finanzminiſter
unter dem 18. Auguſt an zahlreiche Mitglieder der National-
verſammlung gerichtet hat, verwahrt er ſich in ſcharfen Aus
drücken dagegen, daß der Ausſchuß die Beſtimmung beſeitigt hat,
wonach eine a a d Wage Vorſchriften des Para
graphen 46 nur auf dem ge der Verfaſſungsänderung vor-
genommen werden kann.

Der Reichsfinanzminiſter hat einen warmen Ap?ll
an uns gerichtet, wir möchten dem Paragraphen 46, durch den
den Ländern ein beſtimmter Anteil am Ertrag der
Reichseinkommenſteuer ſichergeſtellt werden ſoll, zu
ſtimmen. Jch bedauere, ihm dieſen Gefallen nicht tun zu können.
Jch halte es für ein Armutszeugnis gegen uns ſelber, wenn wir
eine Beſtimmung in das Geſetz hineinbringen, die nur für eine
ſpätere endgiltige arganiſche und vernünftige Regelung in ge-
wiſſem Sinne die Hände bindet. (Beifall bei den Demokraten.)
Wir bitten, den ganzen Paragraphen 46 zu ſtreichen.

Preußiſcher Geheimrat Schwarz: Namens der preußiſchen
Regierung bitte ich Sie, den Antrag auf Streichung des Para-
graphen 46 abzulehnen und im Gegenteil dem Antrag Herold
entſprechend die Beſtimmung wiederherzuſtellen, wonach eine
Aenderung des Paragraphen 46 nur auf dem Wege der Ver
faſſung vorgenommen werden kann. Die preußiſche l
waltung befürchtet im Einklang mit der preußiſchen Landesver-
ſammlung von der Einführung einer Reichseinkommen-
ſteuer für die gedeihliche Fortentwicklung der preu-
ßiſchen Staatsfinanzen unerträgliche und verhängnis-
volle Folgen, wenn Preußen nicht durch die Vorſchrift des Para

ophen 46 und insbeſondere durch eine verfaſſungsmäßige Be
lung derſelben die Sicherheit erhielte, ſein eigenes Leben

aufrechtzuerhalten und ſeine
kulturellen Aufgaben

weiter erfüllen zu können. Preußen würde, falls die National-
verſammlung ſich den hier vorgetragenen Erwägungen verſchlie-
ßen ſollte, ſich vorbehalten müſſen, auf Grund der Beſtimmung
des Artikels 74 der Verfaſſung Einſpruch im Reichsrat zu er
heben. (Hört! hört!) Und wir haben Grund zu der Annahme,
daß es dabei die Mehrheit des Reichsrates auf ſeiner Seite haben
würde. (Hört! hörtl) Die unmittelbare Folge eines ſolchen Ein
ſpruchs wäre die Unmöglichkeit, den Plan des Reichsfinc iz-
miniſters auf Uebernahme der direkten Steuerge-
ſetzgebung auf das Reich bis zum 1. Oktober durchzuführen.
Die preußiſche Regierung würde nur mit äußerſtem Widerſtreben
von dem Mittel des Einſpruchs im Reichsrat Gebrauch machen,
würde ſich aber im Falle der Ablehnung des Antrages Herold
außerſtande ſehen, anders zu verfahren. (Hört! hört)!l)

Abg. Dr. Wirth (Ztr.): Jm Gegenſatz zu der eben gehörten
Erklärung Preußens bringen wir dem Geſetz kein Mißtrauen
entgegen. Jn Süddeutſchland wird man für die Reichsſteuer-
geſetze kein Verſtändnis haben, wenn ſie auf Grund der aus
gezeichneten Veranlagung des Südens größere Opfer zu
bringen hätten, als der Norden. Wir würdigen deshalb das
Vorgehen Erzbergers, ſelbſt wenn wir mit Schmerz von unſe-
rer Selbſtändigkeit Abſchied nehmen müſſen. Nicht
mit Freude begrüßen wir das Geſetz, gber wir bringen das Opfer,
um die Rettung des Reiches zu ermöglichen.

Abg. Dr. von Delbrück (Dn.): Wenn das Reich die Bunndes
ſtagten auf einen Anteil an den Steuern verweiſt, muß dieſer
auch feſtſtehen, damit die Einzelſtaaben einen Etat aufſtellen und
ihren kultur politiſchen Aufgaben gerecht werden
können. Die Annahme des Geſetzes iſt nur möglich, wenn zu
dem Paragraphen 451 bzw. 46, der auch eine Verfaſſung s-

gegen mich polemiſiert. Einen

änderung bedeutet, der Antrag Herold angenommen wird.
Beifall rechts.)

(Die Sitzung dauert an.)
.r

Der Streik in der Pfalz
(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“

x Kaiſerslautern, 19. Augſtu.
Die pfälziſche Arbeiter- und Angeſtellten

bewegung dauert fort. Jn den ſüddeutſchk Leder
werken in St. Jngbert ſind die Arbeiter in den Aus
ſtand getreten, weil die geforderten Lohnzulagen nicht bewilligt
wurden. Auch im übrigen beſetzten Gebiet dauern die Ausſtands-
bewegungen fott. In Aachen ſtreiken ſämtliche Straßenbahner
und verlangen Lohnerhöhung und andere Arbeitsbedingungen.
Jn Bad Ems ſind die Arbeiter der Badeverwaltung und der
Brunnenverwaltung in den Ausſtand getreten.

Die franzöſiſchen Fliegerverluſte im Kriege. Nach einer
offiziellen Statiſtik beläuft ſich die Zahl der Verluſte, die das
franzöſiſche Fliegerkorps während des Krieges erkitt, auf 3400
Beobachter und Piloten, welche getötet oder vermißt ſind und
auf 2920 Verwundete. Jn der Jnnenzone ſind 2000 Flieger ab
geſtürzt. Der Verluſt beträgt, da der Beſtand des Flie rkorps
ſich beim Waffenſtillſtand auf 12 000 Mann belief, 61 Progent.

Der Oberſtkommandierende der S. ſiſchen Armee
General Gerard macht in den d daß inden letzten Tagen zahlreiche tätliche Angriffe auf frangößſſhe
Soldaten in der Pfalz verübt wurden. warnt die Bevölke
T gar r r W die die ſchlimmſten Folgen

ie und u. a. auch die Aufhebung aller bisherh S fhebung bisher ge
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Halle, 20. Auguſt.

Die Tabakskarten
Her Magſſtrat teilt mit: Die Art der Verteilung der Tabaks

harten befriedigt einen Teil der Raucher nicht. Gewiß erfüllt ſie
reicht alle Wünſche. Aber, wie ſo oft, mußte ſich auch hier das
Kdeal den praktiſchen Forderungen anpaſſen. So entſchied ſich
denn die ErnährungsDeputation, ebenſo, wie ſie a immig
den Kreis der Verkäufer beſtimmte, auch einſtimmig für die
Verteilung der Bezugskarten nach Haushalten, richtiger, nach
Sebensmittelſcheinen. Die Raucher wenden ein, dies ſei unge

weil es in einem Haushalt mehreve, im anderen nur einen,
m dritten überhaupt keinen Raucher gebe. Aber ſollte etwa derMagiſtrat in jedem der über 50 000 Haushalte die Raucher feſt
ſtellen? Erkennungsmerkmale für Raucher gibt es bisher ni
Man wäre auf die Angaben der Haushalte angewieſen geweſen.
Aber, ſelbſt deren Richtigkeit vorausgeſetzt und wer würde
ſie im Ernſt erwarten? welches ungeheure Maß von Ermitt
kungsarbeit für eine ſchnell vorübergehende, verhältnismäßig
geringfügige Verteilungl Die Elle wäre wahrlich länger ge
worden, als der Kram! Es bliebe die Zuteilung nach Köpfen.
Wäre die gerechter geweſen? Sicher eher das Gegenteill Denn
man hätte weniger die Raucher, als die Kinder bedacht; oder
ſtarken Familienvätern“ Tabakprämien ausgeſetzt, die ſie in
den meiſten Fällen kaum in Anſpruch genommen hätten, aus
naheliegenden Gründen. Man ſieht, es wäre gar nicht ſo un
überlegt, und ſo ungerecht, wenn man den einfachſten Weg
wählte und auf jeden Lebensmittelſchein eine Karte gab, im
übrigen Ausgleich zwiſchen rauchenden und nichtrauchenden
Haushalten dem „freien Spiel der Kräfte überließ

Eine Härte indeſſen kann und ſoll ausgeglichen werden
Für Untermieter, Arbeitsgehilfen und dergleichen mehr, die
einen eigenen Lebensmittelſchein beſitzen, ebenſo für Haushal-
tungen, die mit einem anderen Haushalt vereinigt und in deſſen
Lebensmittelſchein mit eingetragen ſind, ſollen Zuſatzkarten aus
gegeben werden. Die Bekanntmachung hierüber erſcheint in den
nächſten Tagen. Bis dahin wolle man ſich gedulden und auf
Zuſchriften und Beſuche im Ernährungsamt gütigſt verzichten.
Die Zigarrenraucher mögen ihre Hoffnungen ohnehin nicht allzu
hoch ſpannen. Die Zahl der Zigarren, die auf den einzelnen
Haushalt kommen, wird recht klein ſein. Wer Zigaretten
vaucht, wird beſſer fahren. Die Preiſe werden ſich bei den
Zigarren zwiſch 380 und 50 Pfg. bewegen, Zigaretten koſten ein
heitlich 12 Pfg. Da der Zigarettenpreis vom Reichsverwertungs
amt enheitlich geſtellt iſt, konnte S Preisaufdruckee auf den
Zigaretten in dieſem Falle keine Rückſicht genommen werden.

Der Verkauf darf erſt beginnen, wenn der Magiſtrat es be
kannt gibt. Nur dann iſt eine genaue Kontrolle möglich, nur
dann Können Schiebungen verhindert werden.

n

Der Notanruf durch den Hernſprecher
Die im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit geplante Ein

richtung, daß im Falle von Raubüberfällen oder Diebſtählen auf
kurzem Wege durch den Fernſprecher polizeiliche Hilfe herbeige
rufen werden kann, dürfte ſchon vorausſichtlich Anfang Oktober
in Berlin eingeführt werden. Die Oberpoſtdirektion, die das
größte Intereſſe an der Einführung dieſer Neuerung hat, könnte
jeden Augenblick die jedenfalls ſehr begrüßenswerte Einrichtung
durchführen, da techniſche Schwierigkeiten dem nicht
entgegenſtehen. Man plant die Durchführung etwa in
der Weiſe, daß der Bedrohte einfach, wenn ſich das Amt meldet,
ein Stichwort ausſpricht. Die Beamtin ſtellt hierauf ſofort die
Verbindung mit einer ein für allemal bezeichneten Stelle der
Polizeiverwaltung her, und dieſe entſendet augenblicklich zu dem
Hilfebegehrenden ein Hilfskommando. Die Oberpoſtdirektion,
von der überhaupt die Jnitiative zu dieſer Einrichtung ergangen
iſt, hat bereits alle Vor kehrungen getroffen. Wenn
ſich die Einrichtung nicht augenblicklich durchführen läßt, ſo liegt
dies daran, daß die Poligeidirektion erſt die bekannte Umgeſtal-
tung des Sicherheitsdienſtes durchführen will. Nach Beendigung
der Reform des Polizeiweſens wird unverzüglich an die allge
meine Einführung des Notanrufes geſchritten werden.
In Charlottenburg beſteht bereits eine mit Automobilen ausge
rüſtete Schutzwache, nach deren Muſter auch in anderen Ber-
liner Vororten der Sicherheitsdienſt eingerichtet werden ſoll. Die
Stadt Charlottenburg iſt daher die erſte Gemeinde, in der der
Notanruf zur Anwendung gelangt.

Für prakkiſche Landwirte und Güterbeamte beginnt am
Oktober in Neuhaldensleben der 8. Lehrgang der

dortigen Lehranſtalt. Wie uns mitgeteilt wird, ſoll dieſer Kurſus
neun Monate dauern und wird, wie bisher, auch diesmal wieder
unter der altbewährten Leitung des Oekonomierats Dr. Her z-
berg ſtattfinden. Seit Beſtehen dieſer Anſtalt, die im Jahre
1908 als erſte derartige Einrichtung im Deutſchen Reiche von
der Landwirtſchaftskammer für die Provinz Sachſen in Halle
ins Leben gerufen wurde, iſt die Anſtaltsleitung dauernd be
ſtrebt geweſen, älteren Landwirten und Gutsbeamten durch Ver
mittlung eines gründlichen, gediegenen Fachwiſſens, das Vor-
wärtskommen zu erleichtern. Es iſt der beſte Beweis für den
deuernden Erfolg der Anſtalt, daß die Zahl der Teilnehmer
ſtetig ſtieg; auch zu dem neueren Herbſtlehrgange ſollen bereits
eine größere Anzahl von Anmeldungen vorliegen. Die einer-
ſeits landſchaftlich reizvolle Amgebung Neuhaldenslebens bietet
den Schülern andererſeits auch land wirtſchaftlich jede Bodenart,
jaſt alle Beſih und Betriebsverhältniſſe, neben ſämtlichen land
wirtſchaftlichen techniſchen Nebenbetrieben; desgleichen ſind weit
bekannte Zuchtwirtſchaften, Viehzüchtereien und moderne Weide-
betriebe vorhanden. Auch dürfte die Nähe der Großſtadt Magde-
burg mit e Sammlungen, landwirtſchaftlichen Maſchinen
fabriken uſw., vielen willkommen ſein. Einmal im Hinblick
darauf, daß unſere heimiſche Landwirtſchaft in der nächſten Zeit
vorausſichtlich nur wird beſtehen können durch Erzeugung von
Qualitätsware, ſowohl auf dem Gebiete der Getreidebauer, als
auch auf dem der Viehzucht, und im Hinblick darauf, daß nur
derjenige wirklich Tüchtiges leiſten kann in der Landwirtſchaft,
der neben Praxis auch auf wiſſenſchaftlichem Gebiete gut durch-
gebildet iſt, kann der Beſuch dieſer Anſtalt nur wärmſtens
empfohlen werden. Bemerkt wird noch, daß von den Teilnehmern
eine theoretiſche und praktiſche Abſchlußprüfung abgelegt
und der Titel „Von der Landwirtſchaftskammer in Halle ge-
prüfter Gutsbeamter“ erworben werden kann.

Auflaſſungsvollmachten. Nach einer Verfügung der Re
gierung iſt in Frage gekommen, welche Wirkung das Geſetz über
die Form der Auflaſſung vom 13. Mai 1918 auf die ſtempelrecht-
liche Behandlung der Auflaſſungsvollmachten in notariellen Ur-
kunden über das der Einigung der Veteiligten zugrunde liegende
Rechtsgeſchäft ausübt. Bisher iſt verwaltungsſeitig Steuerfrei-
heit auf Grund des S 31 R. Grundb. O. nur denjenigen Voll
machten zugebilligt worden, die zur Auflaſſung von dem Grund
buchamte ausgeſtellt ſind, nicht aber auch ſolchen Vollmachten, die
zur Auflaſſung vor einem Notar ermächtigen. Nach dieſem
Grundſatze ſind die unter der Geltung des Geſetzes vom 15. Mai
1918 ausgeſtellten Vollmachten, die ſchlechfhbin zur Angabe und
Entgegennahme von Auflaſſungserklärungen ermäöchtigen, dem

empel der Tarifſt. 73 StStG. vom 26./30. Juni 1919 zu unter
werfen, da ſie zur Vornahme der Auflaſſung vor einem Nolar
oder j Amtsgericht berechtigten. Steuerfreiheit gemäß
s 31 R. Grundb. O. kommt nur für diejenigen Vollmachten in Be
tracht, in denen ausdrücklich als Stelle, vor der die Auflaſſung er
Folgen ſoll, das Grundbuchamt bezeichnet iſt. Zwecks Beſeitigung

in der Zeit vom Jnkraftteten des
r Auflaſſung vom 18. Mai 1918 ab bis

r riellen Grundſtücksverträgen verlätbaren
u uſehen, die eine Beſchränkung aufrklärung vor dem Grundbuchamte nicht
ntha rlaß der Steuer wird von dem Nachweis abhängig gemacht, daß die Auflaſſung vor dem Grundbuchamte be

e re an a iſt. iſt ausgeſprochen worden,
erteilte Ermächti auübertragen werden kann. Sung aut e Dedartes

Abgabe von Marmeladenobſt. Nachdem von der Reichs
ſtelle und Provingialſtelle für Gemüſe und Obſt die öffentliche
Erfaſſung von Marmeladenobſt auch für dieſes Jahr beſchloſſen
worden iſt, fordert der HKreisausſchuß des Saal-kreiſes die kreiseingeſeſſenen Obſtbeſißher und Obſtpächter
öffentlich zur freiwilligen Abgabe von Marmeladenobſt, Aepfeln,
Birnen und Zwetſchen auf. Sammelſtelle iſt die Firma
M. Schumann in Halle, Marienſtraße 1. Für ge flücktes
Obſt unter Ausſcheidung aller verkrüppelten und beſchädigten
Früchte wird bei Aepfeln ein Preis von 80 Mark, bei Birnen
von 25 Mark für den Zentner gezahlt, während für den Zentner
Schüttel-, Moſt- und Fallobſt folgende Preiſe gezahlt werden:
Aepfel 15 Mark, Birnen 12 Mark, Zwetſchen 25 Mark.

Bermehrung der Apothekenkonzeſſiovnen. Jn Preußen
wird nach Maßgabe der örtlichen Bedürfniſſe in nächſter Zeit
W entſprechende Vermehrung der Apothekenkongeſſionen er
olgen.

Provinz Sachſew
S. Eiſenach, 19. (GErnteſchutz.) Durch die

wiederholten Erntediebſtähle veranlaßt, hat ſich der Komman
deur des in Eiſenach in Garniſon ſtehenden LandesJägerkorps
geswungen geſehen, einige Trupps des Jägerkorps auf die um
s Dörfer und Güter zu legen, um den dort gefährdetenrn durch Patronigendienſt den nötigen Schutz gewähren zu

önnen. Die Patrouillen ſind angewieſen, plündernde undſtehlende Perſonen anzurufen und genehmen Feſtgenommene

werden durch das außerordentliche Kriegsgericht abge
urteilt. Tret flüchtende Perſonen wird geſchoſſen. Der Kom
mandeur hofft, daß zur Durchführung des Befehls den Pa-
trouillen von der Bevölkerung die nötige Hilfe und Unter
ſtützung in weitgehendſtem Maße zuteil werde.

H. Sporkbortehte
Wacker gegen Halle 96. Heute Nachmittag treffen ſich um

286 Uhr auf dem Sportplatz am Zoo die beiden erſten Mann
ſchaften beider Vereine. Jhrem Spiel bringt man hier ein gro
ßes Intereſſe entgegen, da es das erſte Spiel der beiden ſtärkſten
Vereine am Orte iſt.

Gauwetturnen des Nordoſtthürigner Turngaues in Merſe
burg. Nächſten Sonntag findet auf dem Platze des Neuen
Schützenhauſes in Merſeburg das Gauwetturnen des Nordoſt
thüringer Turngauees ſtatt, zu dem ſich bereits über 600 Wetit-
turner gemeldet haben. Das Wetturnen beginnt vormittags
10 Uhr. Nachmittags von 3 Uhr an: Freiübungen der 600 Wett-
turner und Aufführungen der Turnerinnen im Neuen Schühzen-
hauſe. Auf dem Nulandtsplatze finden Ausſcheidungskämpfe im
Schlag, Fauſt und Fußball ſtatt. Abends Feſtſpiel-Aufführung:
an ander von Fr. v. Schiller im Saale des Neuen Schützen

uſes.
Jahnwetturnen Freyburg a. U. am 17. Auguſt. Es waren

38 Teilnehmer anweſend. Der erſte Sieger (Kahl, Leipgig
Paunsdorf) erhielt die ſtaatliche Wanderplakette. Die Sieger bis
zu 86 Punkten erhielten ein Bild vom Grabe Jahns. Die Sieger
verteilen ſich wie folgt: 1. Richard Kahl, Allg. Turnbverein Leip
zig-Paunsdorf, 128 Punkte; 2. Rudolf Kobs, Lübeckſcher Turn
verein Berlin, 127 Punkte; Otto Lutter, Turngenoſſenſchaft
Koburg, 115 Punkte; 4. Alfr. Kummer, Weſtvorſtadt Leipzig,
107 Punkte; 5. Kurt Dathe, Allg. Turnverein Plauem, 102 Punkte;
6. Max Völke, Turnerſchaft Corp. Verlin, 99 Punkte; 7. Rudolf
Haupt, Verein Turner Apolda, 92 Punkte; 8. Richter, Turner-
ſchaft Corp. Berlin, 90 Punkte; 9. Walter Ranft, Turnverein
Wenigenjena, 89 Punkte; 9. K. Burkhardt, Weſivorſtadt Leipzig,
89 Punkte; 10. P. Nietzold, Langenberg (Reuß), 86 Punkte rſw.
Höchſtleiſtungen: Speerwerfen, 45 Meter, Richard Kabl,
Leiptzzig-Paunsdorf; Weitſprung, 6,70 Meter, Richard Karl,
LeipzigPaunsdorf; Stabhochſprung, 8,20 Meter, Alfred Kummer,
Leivzig; Steinſtoßen, 7,80 Meter, Otto Lutter, Berlin, Rudolf
Kobs, Berlin; 100-MeterLauf, 11 Sek., Richard Kahl, Leipgig
Paunsdorf.

Abdruck der mit einem verſehenen Original Artikel und Original Meldungen des
volfswirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Quellenangabe Halleſche Zeitung“ geſtattet

Induſtrie, Hanclel, Hanclwerk
KFegen die Verſtaatlichung der Jlſeder Hütte erhebt nun auch

die Handelskammer zu Hildesheim Proteſt. Sie hat in der letzten
zahlreich beſuchten Vollverſammlung einſtimmig beſchloſſen, an
die Nationalverſammlung, das Reichsſchatzminiſterium und den
Stacttenausſchuß folgende Drahtung zu ſenden: „Die unter
zeichnete Handelskammer,, in deren Bezirk die Jlſeder Hütte
liegt, ſpricht ſich mit Entſchiedenheit gegen die Enteignung dieſes
Werkes durch das Reich aus. Die Enteignung liegt zunächſt
nicht im allgemeinen ſtaatlichen Jntereſſe, da ein verſtärkter Ab-
bau der durch den Friedensſchluß verminderten deutſchen Erz
vorräte Raubbau bedeuten würde. Der Betrieb der Jlſeder Hütte
und des Peiner Walzwerks iſt überdies in techniſcher Beziehung
ſo kompliziert und auch kaufmänniſch namentlich wegen der Be
ziehungen des Werks zum Auslande ſo beſonders geartet, daß
die ſchwerfällige ſtaatliche Verwaltung dieſen beſonderen Ver
hältniſſen nicht gewachſen ſein dürfte. Jedenfalls bedeutet aber
die Enteignung eine wirtſchaftliche Erſchütterung ſchwerſter Art
nicht nur für die Stadt und den Kreis Peine, ſondern ſie muß
auch als den Intereſſen der ganzen Provinz Haynover undunſeres Kammerbezirks, deſſen Jnduſtrie mit der Ifſeder Hütte
durch viele Fäden verknüpft iſt, abträglich bezeichnet werden.
Die Handelskammer muß deshalb auch ihrerſeits von der Ent
eignung dringend abraten.“

Ebert als Meßonkel. Das Meßamt für die Muſtermeſſen
in Leipzig hatte den Reichspräſidenten Ebert unter beſonderem
Hinweis auf die oße Bedeutung der Leipziger Meſſen für
unſer geſamtes Wirtſchaftsleben gebeten, der bevorſtehenden
Herbſtmeſſe vom 31. Auguſt bis 6. September einen Beſuch
abzuſtatten. Darauf hat der Reichspräſident dem Meßamt mit
teilen laſſen, daß er der Einladung, wenn es die Umſtände
irgend geſtalten, gern Folge leiſten werde.

Zwickauer Maſchinenfabrik, Zwickau, Die Geſellſchaft beruft
die Jnhaber ihrer Teilſchuldverſchreibungen zu einer Verſamm
lung ein, deren Tagesordnung wie folgt lautet: Beſtellung eines
neuen Pfandhalters für die Hypothekaranleihe; Beſtimmung des
Umfanges ſeiner Vertretungsbefugniſſe und Zuſtimmung zur
grundbücherlichen Regelung der Angelegenheit.

De Serteunerung der Schuhwaren.
Schuhverſorgung ſchreibt „Die

e Schuhinduſtrie belief fichbis 31. März 1919 auf rund 15 Millionen
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Börſengebräuche. Vom 19. Auguſt d. J. ab t
Hotelbetriebs öeſhn 2Dresden Aktien (0 Prozent),

(8 Prozent), do. Vorz.Aktien (5 Prozent), Lüneburger
bleiche-Aktien (10 Prozent) ausſchließlich winn- ſt
für 1918/19 an der Berliner Börſe gehandelt und nete
t e Güter und Reiſegepäck Verſicherung
n Berlin.

kapital von 2 Mill. Mk., von dem 25 Proz. eingezahit
eine neue Aktiengeſellſchaft gegründet, deren Gegenſtand i
portverſicherung im direkten Betriebe ſowie als Rückverſi
Als weiterer Gegenſtand iſt vorgeſehen Beteiligung an
nehmungen, die geeignet ſind, dieſem Geſchäftszweig zu
ſowie die Durchtührung aller aus dem Veiriere i

Auf Veſchluß des Aufſichtsrats am
ſchaft den Betrieb auf weiteve Verſicherungszweige ausdeſ
Hilfsgeſchäfte.

Die Gründer ſind. die Münchener Rückverſicherungsgeſeſ
cher dern ter Vihein Baſen v m
er, Berlin, re i roſchadt, Berli 7mann Max Knieß, Berlin. rn m

Berliner Börſenberichte
Börſenſtimmungsbild. Bei der an der Börſe heute g.

herrſchenden Luſtloſigkeit und Geſchäftsſtille hielten ſich die d
veränderungen im allgemeinen in engen Grenzen 9
unterlagen Montanwerte mit Ausnahme der oberſchlef
mäßigen Abſchwächungen. Doch konnten dieſe im Verlauf
meiſt wieder hereingebracht werden. Schiffahrtswerte
wieder in Zuſammenhang mit den Beſtrebungen zum Y.
aufbau der deutſchen Handelsflotte bei ſtillem Geſchäft
Haltung. Auf den übrigen Märkten ſind die Verände
ohne beſonderen Belang. Etwas niedriger notierten de
Werte, Orientbahnaktien und A. E. G. Petroleumakte
Kanada bewegten ſich ungefähr auf geſtrigem Stande
fragen zu ſteigenden Kurſen beſtanden für ausländiſche r
und e re für rumäniſche Noten. Kriegsanleihen nahe
ungefähr 80. Die alten heimiſchen Renten waren wenig
ändert. Preußiſche Konſols ſchwach. Oeſterreichiſche un
gariſche Renten geſchäftslos.

Produktenbericht. Die Umſätze in Hafer waren heute
beträchtlich, und die Preiſe bewegten ſich auf geſtrigem S
An Angeboten von auswärts fehlte es zwar nicht, doch fin
geforderten Preiſe anſcheinend ziemlich hoch. Lupinen

vollkommen ohne Jntereſſe, und Serradella iſt für ſpätere 9
rung auf neue Ernte angeboten. Jn Saatgetreide findet e
lebhafterer Verkehr, zumeiſt von Kontor zu Konter,
Wetter ſchön.

Im freien Verkehr wurden nichtamtlieh ermit
BVisenbahn-Aktien: Gasmotoren Deutz
Halberstadt -Blankenb. Gebhardt u. Co.
Halle-Hettstedter Gebhardt u. KönigSchantungbahn Gelsenkirch. Bergb.Allg. Lokal-Str. Glauziger Zuckoerfbr.Gr. Beri. Str. Hallesche Masech.-Fabr.Magdeburger Str. B. Hann. Masch.Lux. Prinz Heinrich. B.
Orientbahn

Harpener Berg
Hasper BisenSchiftahrts- Akt.

Hambg. Paketfahrt sHambg.-Südamerika 70. h e tetHansa-Dampfsehift Humhboldt-Maseh.
Nordd. Lloyd Ilse-BergbauBRanken: Kiah a- PorzellanBank für Thür. K. i v. AscherslebenBerl. Handelsges. Körvisd. Zucker- Akt.
Comm u. Diskontobank KyffhäuserhütteDarmstädter Bank ahmeyer u. Co.Dess. Landesbank LauchhammerDeutseche Bank LaurahütteDiskonto-Comm. Linke u Hofmann.Dresdner Bank Ludwig Loewe u. Co.Oredit-Anst. Leipzi Lothringer HütteMitteld. Kreditban Mannesmannröhbrenv Privat-Bank Obersechl. Pisenb. Bed.Nationalbank do. Caro Heg.Oesterr. Kredit do. KokswerkeReichsbank Orenstein u. KoppelIndustrie- Aktien Phönix-Bergb.Schultheiss- Brauerei Rhein. Metall-Vorn
Akt. f. Anilin Rhein StahlwarenAllgem. Elektr.-Ges. Riebeck. MontanAmmendorfer Papierf. Rombacher Hütten
Anhalter Kohlenw. Rositzer Braunk.Annaberger Steingut Rositzer ZuckerBadische AnilinBergmann Elekt. Akt.
Berl. Masch.-Bau
Bismarckhütte
Bochumer GuBstahl
Chem. Fabrik Buckan!Chem. Griesheim
Chem. v. Heyden
Consolidation Schalke
Cröllwitzer Papierfabr.
Daimler-Motoren
Dentsch-Luxemburg
Deutseche Uebersee- El
Deutsche Brdöl
Deutsche S
Deutsche Kali
Deutsehe Watt. u. Mun.
Donnersmarkhütte
Döring u. Lehrmann
Dürkoppwerke
Elberfelder Farben
Felten u. Guilleanme

Hauptſchriftletter. Helmu Boöttcher.
Verantworttich für Politik: Helmut Böttcher fürVoitzwirtſchan und Sport Fans Heiling. für ten geſn

redattionellen Teil: Adolf Meyer 6Anzeigenteil: Paul Kerſten; ſämtlich in Halle a.
Otto Thiele. Buch u. Kunſtdruckerei, Verlag der Halleſchen Heitr

Sangerhäuser Maseh..
Hugo Schneider u.
Schuckert u. Co.
Siemens u. Halske
Stettiner VulkanStoliberger Zinkh.
Strals. Spielkarten

re reri t 8- -Ges.ürigehe Tabakregie
Ver. Köln-Rottweiler
Glanzstoff Elberk.
Wegoelin u. Hübner
Werseh.- W elssent. Brk.
Westeregeln-Alkali
Wittener Gustabl
Nrede, Mälzere rZeleh. Kriebitseohb, B
Zeitzer Masch.
Zeilistotf Walthof
Otavi-Minen
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